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Sicherung der medizinischen Versorgung in Reinheim
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, Herr Landrat und liebe Kollegen,


unsere Stellungnahme bezieht sich heute lediglich auf den FDP-Antrag, da wir im HFA- Ausschuss  unseren Antrag zurückgestellt haben. Der Inhalt des Antrages sollte dafür Sorge tragen, dass allen Beteiligten die notwendige Zeit und Gelassenheit  zustehen kann und dass noch einmal alle Seiten abzuwägen sind. Zumal  keine Eile geboten ist, da am morgigen Dienstag erst über die KV – Zulassung verhandelt und entschieden wird.
Wie wir dem Schreiben der Hessischen Sozialministerin entnehmen können, hängt von dieser Entscheidung auch ab, ob anschließend noch eine Überprüfung durch das Sozialgericht erfolgen muss. Dieses ist sehr wahrscheinlich.



Dass wir durch unseren Kreistagsbeschluss ins Kreuzfeuer der Kritik geraten sind, verdanken wir hauptsächlich der unglücklichen Formulierung der Vorlage, dass es um die Lenkung der Patientenströme von ungefähr 1200 Patienten pro Jahr in das kreiseigene Krankenhaus Groß-Umstadt ging. Dieses ist unzulässig, nach Aussagen der Juristen und stellt einen eindeutigen Rechtsverstoß gegen geltendes Bundesrecht dar. Der CDU-Fr. geht es eben  nicht darum, MVZ zu verbieten, denn dieses basiert auf der Grundlage des neuen Wettbewerbsstärkungsgesetz. 
Der Gesetzgeber  hat die Voraussetzung für die Gründung von MVZ geschaffen, weil er damit eine engere Verzahnung von ambulanter und stationärer ärztlicher Versorgung erreichen wollte.  Es darf aber keine Subventionierung vorliegen wie in unserem Falle und damit ein Vorteil gegenüber anderen niedergelassenen Ärzten entsteht .

So wird jetzt in Brüssel ein Prüfverfahren eingeleitet. Die Europäische Kommission prüft, ob die Einrichtung dieses MVZ Reinheim gegen EU-Subventions- und Wettbewerbsrecht verstößt. Dieser Fall wird bundesweit verfolgt – zu Recht, denn bisher hat wohl noch kein Eigenbetrieb Kreiskrankenhäuser einen Zulassungsantrag gestellt und darin gezielt von „Steuerung von Patientenströmung“ geschrieben.  Ein Fehler, der sich rächt, aber auch für Klarheit sorgt.

Wir stellen aber leider fest, dass Herr Erster Kreisbeigeordneter Schellhaas in der Presse verschiedene Äußerungen getan hat, die unseren Beschluß fast geradezu fahrlässig darstellten. Er möge sich vielleicht in Zukunft weniger hemdsärmlich der Presse oder gegenüber Organen äußern, denn die Verwirrung kam auch dadurch zustande, dass andauernd neue Auskünfte und neue  Formulierungen z.B. Darlehen statt Kredit gegeben wurden. Auch wäre es sinnvoll gewesen die Schreiben und Anschreiben zumindest dem HFA vorab zu übergeben und nicht erst hinterher auf Druck durch die Presse. 

Wir haben uns leider erst im Nachhinein bei den Ärztlichen Vertretern und Juristen schlau gemacht. Wir haben in der Juli-Sitzung – laut Rede von Herrn Zachertz – „ es als einzige derzeit erkennbare Chance angesehen, unsere Strukturen in die Fläche zu erweitern und zugleich die abgesunkenen Fallzahlen –per saldo käme man nach der Vorlage auf ein Plus von 500 Fällen – wieder zu erhöhen.“ Zitatende.  Es gab unsererseits auch etliche wirtschaftliche Bedenken, ob sich dieses MVZ selbst trägt bzw.  ein weiterer Zuschussbetrieb werden wird.


Insofern sehen wir dieser Prüfung positiv entgegen, da es hoffentlich der  Klarheit für alle Parteien dient, den Ärzten, den Kassenärztlichen Vereinigungen  und den Trägern.

Aus diesem Grunde werden wir den FDP-Antrag  nicht unterstützen, da er auch nicht der Klärung dient. Auch dieser Antrag wäre im weitesten Sinne eine Einmischung in die ärztliche Freiheit.

Denn ich habe die Ärzteschaft auch so verstanden, dass sie keinen  Eingriff in den Wettbewerb, sondern klare Aussagen der Behörden fordern und  die Anwaltschaft  vor allem eine klare Aussage in den noch offenen Rechtsfragen erreichen will.

Wir wollen uns auch hier nicht in den Streit um die Auskünfte der Ministerien einmischen, es zeigt jedoch deutlich wieder, wie man agieren kann. Unklare Fragen ergeben unklare Antworten, aber einem sind sie dadurch dienlich. Also auch in diesem Falle wäre es besser gewesen den Kreistag vorher zu informieren und nicht erst nachhinein.
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